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Anlage 70, 71 und 72. — 12  —

Anlage 70.
Bericht

des Ausschusses II zum Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg, betreffend Erlaß, Stundung
und Verzinsung von Abgaben und sonstigen Geldleistungen. 1. Lesung.

(Anlage 10.)

Der Ausschuß erklärte sich init der Begründung des i
Entwurfes einverstanden und stellt den

A ntrag:
Annahme des vorliegenden Gesetzentwurfes.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

H ei dka m P.

Anlage 71.
Bericht

des Ausschusses II zum Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg, betreffend Erlaß, Stundung
und Verzinsung von Abgaben und sonstigen Geldleistungen. 2. Lesung.

('Anlage 10.)

Anträge zur zweiten Lesung sind nicht gestellt. ! den Beschlüssen der 1. Lesung ergibt und im
Der Ausschuß stellt den ^ Ganzen.

Antrag : ^
Annahme des Gesetzentwurfes wie er sich aus ^

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

Heidkamp.

Anlage 72.
Bericht

des Ausschusses II über die Verordnung des Staatsmiuisteriums für den Freistaat Oldenburg, betreffend
Änderung des Laudtagswahlgesetzes vom 17. April 1925.

(Anlage II .)

Durch Verordnung des Staatsmiuisteriums vorn
17. April 1025 sind einige Änderungen des Landtagswahl¬
gesetzes vom 11. September 1021 erfolgt. Die Zahl der
nach tz .11 Absatz2 notwendigen Unterzeichner der Wahl¬
vorschläge ist von 50 auf 20 herabgesetzt worden. Ferner
ist der amtliche Stimmzettel zur Einführung gelangt.

Bei der Beratung im Ausschuß sind Bedenken gegen
diese Änderungen nicht erhoben worden.

Der Ausschuß stellt den
Antrag:

Der Landtag wolle der Verordnung des Staats¬
miuisteriums vom 17. April 1925, betr. Änderung
des Landtagswahlgesetzes die verfassungsmäßige
Zustimmung erteilen.

Namens des Ausschusses II.
Der Berichterstatter:

Frerich s.
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Anlage 73.
Bericht

des Ausschusses I über die Anlage 12 , Letr . zu den vorgekommenen Erwerbungen und Veräußerungen im
Bestand des Staatsguts , soweit erforderlich , die nachträgliche Zustimmung zu erteilen.

Der Ausschuß hat die Beräuderuugeu im Bestände
des Staatsguts tu den Landesteilen Oldenburg und
Lübeck in der Zeit van : 1 . 10 . 1923 bis dahin 1924 und in
den : Landesteil Birkenfeld in der Zeit van : 1 . 10 . 1922
bis dahin 1924 geprüft . Beanstandungen kannten nicht
gemacht werden.

Der Ausschuß beantragt:
Der Landtag walle den Erwerbungen und Ver¬

äußerungen in : Bestände des Staatsguts soweit er¬
forderlich , nachträglich seine Zustimmung erteilen.

Namens des Ausschusses I.
Die Berichterstatter:

H. Fick . H . Mählenhoff . T h e m a n n.

Anlage 74.
Bericht

des Ausschusses II zu Anlage 13 : Denkschrift über die Neugestaltung der Lehrerbildung.

Die Denkschrift hat bereits der 5 . Versammlung des
3 . Landtages Vorgelegen.

Auf Grund der damaligen Ansschnßberatuugen wa¬
ren 12 Fragen gestellt , die Antworten darauf sind der jetzt
vorliegenden im übrigen unverändert gebliebenen Denk¬
schrift voraugesetzt.

Die Denkschrift selbst gliedert sich in zwei Abschnitte.
Während der erste Teil einen Überblick über die Verhand¬
lungen in der Lehrerbildnngsfrage zwischen dem Reich und
den Ländern gibt , befaßt sich der zweite Abschnitt mit der
Entwicklung der Lehrerbildnngsfrage und ihren : gegen¬
wärtigen Stand in Oldenburg.

Der erste Abschnitt stellt voran den Art . 143 Abs . 2
der Reichsverfassung , der in der verfassunggebenden deut¬
schen Nationalversammlung mjt großer Mehrheit ange¬
nommen worden ist , in dem es heißt:

„Die Lehrerbildung ist nach den Grundsätzen , die für
die höhere Bildung allgemein gelten , für das Reich
einheitlich z» regeln ."

In der Denkschrift heißt es weiter:
„Die Regierung ließ erklären , daß hier unter Lehrer¬

bildung nur die Bildung der Lehrer au Volksschulen,
mittleren und höheren Schulen zu verstehen sei. nicht
die der gewerblichen und anderer Fachlehrer . Soweit
ist also als rechtliche Grundlage gegeben , daß das Reich
die Lehrerbildung selbst regeln solle , und zwar einheitlich
für das ganze Reich , und daß diese Regelung nach den
Grundsätzen erfolgen solle , die für die höhere Bildung
allgemein gelten ."
Obwohl eS in den : Art . 143 Abs . 2 heißt : Die Lehrer¬

bildung ist für das Reich einheitlich  zu regeln , ist
eine solche Einheitlichkeit nicht zustande gekommen , viel¬
mehr faßte die Reichsregiernng am 12 . Januar 1923 fol¬
genden Beschluß : Die Einbringung eines Gesetzentwurfes
über die Lehrerbildung ist z. Zt . nicht möglich wegen der
finanziellen Rückwirkung im Hinblick auf K 52 des Landes-

stenergesetzes ." So .wurde der Gedanke einer reichsgcsetz-
lichen Regelung bis auf weiteres aufgegeben . Der Reichs¬
minister des Innern empfahl den Ländern in : Wege
einer gemeinsamen Verständigung die Grundsätze für
eine solche Umgestaltung fcstzulegeu . Eine solche Verein¬
barung ist daun auch erfolgt zwischen den Regierungen
von Sachsen , Thüringen , Hamburg , Anhalt , Lippe -Det-
mold , und Braunschweig . Und zwar haben Sachsen , Thü¬
ringen und Hamburg inzwischen ein dreijähriges Studi¬
um beschlossen, Preußen fetzt die Reife einer Bollanstalt
voraus und errichtet für die Fachausbildung vorläufig
drei Akademien . Das Frankfurter Stadtparlament hat
die Errichtung einer pädagogischen Akademie auf simul¬
taner Grundlage beschlossen.

Der hessische Landtag hat die Neuordnung der Lehrer¬
bildung angenommen und errichtet ein Pädag . In¬
stitut in Verbindung mit der Technischen Hochschule in
Darmstadt.

In Baden sieht die Vorlage der Regierung die Reife
einer Vollanstalt vor , der ein 2 jähriges Studium auf
einer Akademie folgen soll . In Mecklenburg ist beschlos¬
sen , fünf Jahre Aufbanschule und daun zwei Jahre Aka¬
demie.

Demgegenüber ist in Olden  b u r g die Frage nocb
offen.

In der Denkschrift heißt es:
Als die Hoffnung auf eine einheitliche Regelung

durch ein Reichsgesetz immer mehr schwand , hat das Mi¬
nisterium alle Bestrebungen unterstützt , die auf eine Ver¬
einbarung der Länder abzielten . Falls es aber zu einer
solchen alle Länder umfassenden Vereinbarung nicht
kommen sollte , müßte das Ministerium sich seine Ent¬
scheidung Vorbehalten , bis es klar übersehen könne , welche
Regelung Preußen treffen würde.

Zu der Denkschrift sind acht Eingaben der Lecher-
Vereine des Freistaates eingegangen.
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1. die Eingabe des Birkenfelder Landeslehrervereins vom '
5. 12. 1924. Darin heißt es:

„daß in Znknnft alle Lehrer ihre allgemein wissen¬
schaftliche Vorbildung durch das vollständige Durch¬
laufen einer zur Hochschulreife führenden höheren
Lehranstalt und ihre bernfswissenschaftliche Ausbildung
durch ein vollwertiges Hochschulstudium zu erwerben
haben."

2. Eingabe des kath. Lehrervereins des Freistaates Olden¬
burg vom 10. 3. 1025:

„Deshalb erstrebt der kath. Lehrerverein wie der ^
kath. Lehrerverbanddes Deutschen Reiches und alle an- !
deren Lehrerverbände das Universitätsstudium der
Volksschnllehrer, das das durch den Besuch einer hö- ^
Heren Schule erlangte Reifezeugnis zur Voraussetzung
hat."

Ferner heißt es in dieser Eingabe, „daß der kathoti- I
sche Lehrerverein eine Verlegung der künftigen Lehrer¬
bildung nach Vechta ans verschiedenen Gründen ganz
entschieden ablehnt. Auch wird der Landtag gebeten,
etwa geplante Ubergangsmöglichkeiten nicht znzulassen,
da der Lehrernachwuchs noch etwa vier Jahre reichen
würde, auch bestände die Gefahr, daß aus den Uber¬
gangsmaßnahmen etwas Dauerndes werden könnte.

3. Eingabe des Vereins Oldenburger Lehrerinnen vom
10. 3. 1025. Darin heißt es:

„Ter Verein Oldenburger Lehrereinnen Hält an der
Ablegung des Reifezeugnisses und der Universitätsbil-
dnng der zukünftigen Lehrer fest."

Ferner heißt es:
„Sollte sich aber der Landtag dazu entschließen, wie

Preußen Akademien einznrichten, so bitten wir drin¬
gend, nicht eine Akademie in Oldenburg zu eröffnen,
denn bei einer Hörerschaft von 80 Lehrstudenten könnte
eine solche Anstalt immer nur eine Zwerganstalt blei¬
ben, zumal das Land Oldenburg sicher nicht die
Mittel anfbringen könnte, um eine solche Anstalt so
anszubanen, wie wir sie für unseren Lehrernachwuchs
wünschen."

Ferner heißt es:
„Wir wünschen keine Trennung inehr von wissen¬

schaftlichen und technischen Lehrerinnen, wir fordern
einen einheitlichen Lehrerinnenstand."

4. Eingabe des Oldenburg. Landeslehrervereins vom 13.
3. 1025. Darin heißt cs:

„Mit den sämtlichen deutschen Lehrervereinen halten
wir fest an der grundsätzlichen Forderung:
1. Der Volksschnllehrer erwirbt seine Allgemeinbildung

ans einer der anerkannten höheren Schulen, die bis
zur Erlangung des Reifezeugnisses besucht werden
muß.

2. Die Berufsbildung erfolgt ans bestehenden Hoch¬
schulen."

Ebenfalls werden in dieser Eingabe gegen einen evtl.
Plan , in Oldenburg oder Vechta Akademien zu errich¬
ten, Bedenken erhoben, denn eine solche Anstalt würde
sehr hohe Kosten verursachen, außerdem würde sie sich
in keiner Weise mit denen anderer Staaten messen
können.

Weiter heißt es:
„Man wende nicht ein, die Ausbildung unserer

Lehrer in einem anderen deutschen Staate entfremde
sie der engeren Heimat. Empfangen nicht alle akade¬
misch gebildeten Kreise, insbesondere auch die Philolo¬
gen und Theologen ihre Ausbildung außerhalb Olden¬
burgs?

Man kann von ihnen doch wohl nicht behaupten, daß
sie der engeren Heimat fernstehen. Man kann die Lehrer¬

studenten ja auch evtl, während der Seinesterferien mit
einer beschränkten Anzahl von Stunden als Hospitan¬
ten in unseren Schulen beschäftigen."

Und weiter heißt es:
„Sollte die Ausbildung der Volksschnllehrer auf be¬

sonderen Akademien erfolgen müssen, so können nach
unserer Ansicht auch für die Oldenb. Volksschnllehrer
nur solche Institute in Frage kommen, die mit einer
Hochschule in Verbindung stehen. Daher müßte unsere
Regierung mit anderen Staaten ein Abkommen treffen,
das unseren Lehrerstudenten ihre Ausbildung auf
Akademien in Universitätsstädten ermöglicht. Dabei
wäre Gewährung voller Freizügigkeit zu erstreben. Die
erwähnten Übergangsbestimmungenwerden den Wider¬
stand der gesamten Lehrerschaft des Landes Hervor¬
rufen."
Eingabe des Vereins kath. Oldenb. Lehrerinnen vom
17. 3. 25. Darin heißt es:

„Der Verein hält an der konfessionell Pädagog. Aus¬
bildung der Lehrer und Lehrerinnen fest. Diese würde
in Münster gesichert sein. Alle Staaten haben sich für
den HochschnlmäßigenCharakter der Lehrerbildung ent¬
schieden. Die Errichtunng von Akademien im eigenen
Lande würde uns aber keine Gewähr bieten für die
Vollwertigkeit der Lehrerbildung."

0. Eingabe des Oldenbg. Landeslehrervereins vom 3. 8. 25.
Darin wird unter Hinweis ans die Reform der

Lehrerbildung in Sachsen, Thüringen, Hamburg, Preu¬
ßen, Frankfurt , Hessen, Baden d>e Hoffnung ausge¬
sprochen, daß der Landtag auch für unser Land eine
Ausbildung der Volksschnllehrer beschließe, die nicht
hinter der anderer Staaten znrückstehe."

7, Eingabe des Landeslehrervereins für den Landesteil
Lübeck vom 3. 8. 25.

Darin werden im Grund dieselben Forderungen er¬
hoben.

8. Eingabe des kath. Lehrervereins für den Freistaat
Oldenburg vom 10. 8. 25.

Darin heißt es:
„Der Vorstand des kath. Lehrervereins betont noch¬

mals, daß die Lehrerschaft nach einstimmigem Beschluß
an ihren bisherigen Forderungen (Eingabe vom März
dieses Jahres ) festhält lind als einzigen augenblicklich
gangbaren Weg die Fachausbildung der Lehrer ans
preußischen Pädagog. Akademien, die ans kath. Grund¬
lage errichtet werden, ansieht. Die Lehrerschaft ist ent¬
schieden gegen die Wiederbelebungder Seminare und
gegen Übergangsniaßnahmen."

Aus dem Ausschuß wurden folgende Fragen an die
Regierung gerichtet:

1. Ist eine reichsgesetzliche Regelung der Reform der
Lehrerbildung gem. Art. 143 Abs. 2 in Angriff
genommen? (Siche DenkschriftS . 12 Abs. 2.)

2. Hat Preußen über die Praktisch - Päda¬
gogische  Ausbildung der Volksschnllehrer- und
Lehrerinnen endgültigen Beschluß gefaßt? (Siehe
DenkschriftS . 15 Abs. 2.)

3. Hat Preußen seine Universitäten nunmehr in den
Dienst der Volksschullehrerbildnng gestellt? (Siehe
DenkschriftS . 17 Abs. 2.)

4. Wieweit sind die Verhandlungen des Ministeriums
mit Preußeu wegen der Übernahme der Aus¬
bildung unserer Volksschnllehrer gediehen? (Siehe
DenkschriftS . 20 Abs. 2.)

5. Welche grundsätzliche Stellung nimmt das Mini¬
sterium nunnmehr zur Reform der Lehrerbildung
ein?
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Die Antwort der Regierung lautet:
Zn 1. Dem Ministerium ist nichts davon bekannt, daß

inzwischen eine reichsgesetzlicheRegelung der Re¬
form der Lehrerbildung in Angriff genommen sei.

Zu 2. Hierüber sind dem Ministerium inzwischen keine
neuen Mitteilungen der Preußischen Unterrichts-
Verwaltung zngegangen.

Zu 3. Soweit das Ministerium unterrichtet ist, ist das bis¬
her nicht geschehen.

Zu 4. Die Verhandlungen mit Preußen sind noch nicht
weiter gediehen, da eine' endgültige Entscheidung
über die Praktisch-Pädagogische Ausbildung der

Volksschnllehrer in Preußen noch nicht bekannt ge¬
worden ist.

Zu 5. Die grundsätzliche Stellung des Ministeriums zur
Neugestaltung der Lehrerbildung ist dieselbe, wie in
der Denkschrift dargelegt.

Da aus Preußen damals eine endgültige Entscheidung
noch nicht vorlag, io handelt es sich für Oldenburg laut
Denkschrift um die Frage, ob es noch weiter die Entwick¬
lung der Dinge in Preupen abwarten könne, oder ob es
sich zu einem selbständigen Vorgehen entschließen müsse.
Das hängt natürlich auch mit der Frage des Lehrernach¬
wuchses zusammen. Das Vareler Seminar entläßt gem.
Landtagsbeschluß von 1921 seine letzten Zöglinge nächsten
Ostern, Oldenburg und Vechta folgen 1927. Unmittelbare
Gefahr besteht also Ostern 1928 noch nicht, da Preußen
Junglehrer zur Genüge hat. Jedoch wurde iu eiuer Be¬
sprechung zwischen Vertretern der Oberschulkollegien und
der Lehrervereine die einmütige Ansicht vertreten, daß
spätestens Ostern 1926 mit der neuen Art der Lehrer¬
bildung zu beginnen sei, außerdem müsse ein Lehrerstand
zu sichern sein, der mit Land und Leute vertraut sei.
Ferner herrschte Einmütigkeit darüber, daß die Ausbildung
unserer Volksschullehrernicht hinter derjenigen anderer
Länder, vor allem Preußens , Zurückbleiben dürfe, und daß
an die Lehrerinnenbildung dieselben Anforderungen zu
stellen seien. Vorgeschlagen wurde iu dieser Sitzung unter
anderem, der Vereinbarung der Länder vom Februar 1923
beizutreten, jedoch verbietet die Rücksicht auf die kon¬
fessionelle Gliederung unseres Schulwesens der Anschluß an
jene Vereinbarung.

Ans dem Ausschüsse heraus wurde eine Gegenüber¬
stellung der Kosten der Lehrerbildung gewünscht, die sich
ergebe einerseits, wenn die alten Seminare wieder eröffnet
werden und andererseits, wenn die Ausbildung auf Hoch¬
schulen oder Pädagog. Akademien verlegt wird. Darauf
gingen folgende Antworten der Regierung ein:

Eine Gegenüberstellung der Kosten der Lehrerbildung,
die sich ergeben einerseits, wenn die alten Seminare wieder
eröffnet werden, andererseits, wenn die Ausbildung auf
Hochschulen oder pädagogischen Akademien verlegt wird, ist
z Z. schwer, wenn nicht unmöglich, besonders da immer
noch nichts Näheres über die Einrichtung der pädagogischen
Akademien in Preußen bekannt ist.

Das Ministerium hat sich bemüht, irgendwelche festen
Maßstäbe für die Kostenberechnung zu finden. Es sind ver¬
schiedene Vermutungen ausgestellt worden, aber es hat sich
gezeigt, daß zuverlässige Grundlagen nicht zu gewinnen
sind. Als einigermaßen sicher kann nur angesehen werden,
daß die drei alten Seminare , wenn sie nach Abbau der Auf¬
bauschulen wieder sechsklassig ausgebant sein würden, nach
dem heutigen Stande einen jährlichen Aufwand von rund
350 000 Mark erfordern würden. Dazu würde der Neu¬bau des Seminars in Varel kommen.

Hinsichtlich der Kosten aber, die entstehen werden,
wenn die Lehrer das Reifezeugnis einer höheren Schule
erwerben und dann eine Hochschule oder pädagogische

Akademie besuchen müssen, läßt sich z. Zt . nichts weiter
abschätzen als die Unterstützungen, die voraussichtlich ge¬
währt werden müssen. Uber ihre Höhe ist dem Herrn
Berichterstatter über Anlage 13 bereits eine Aufstellung
zugegangen, auf die Bezug genommen wird.

Betrifft : Studienbeihilfeu für Volksschullehrer.
1. Für jede Klasse der evangelischen Seminare wurden

vor dem Kriege 4 200 Mark Unterstützungenbereitgc-
stellt. Das wurde fiir zwei Seminare mit je 6 Klassen
50 400 Mark ergeben. Auf eine Klasse des katholi¬
schen Seminars in Vechta würden, wenn sie im Durch¬
schnitt nur 20 statt 30 Seminaristen enthielte, dement¬
sprechend 2 800 Mark entsallen, also ans 6 Klassen16 800 Mark.

Gesamtsummen der jährlichen Unterstützungen:
50 400 Mark

und 16 800 „
67 200 Mark.

2. An Studienbeihilfeu für den dreijährigen Besuch einer
Hochschule sind auf Seite 17 der Denkschrift 117 500
Mark für 235 Besucher angenommen worden unter
der Voraussetzung, daß nicht alle das Ziel erreichen
oder doch nicht in der vorgeschriebenenZeit von
3 Studienjahren . Soll also der Bedarf an Lehrern
regelmäßig gedeckt werden, so muß die Zahl der Stu¬
dierenden höher fein, als die Zahl der Lehreran¬
wärter , die für einen Zeitraum von ' 3 Jahren ge¬
braucht werden. (225.)

3. Beim Besuch einer preußischen Akademie, der nur
2 Jahre dauert, würden bei gleich hoher Unterstützung
für 150 bis 155 Besucher 75 000 bis 77 500 Mark
erforderlich sein. In beiden Fällen müßten aber auch
Beihilfen für Schüler höherer Lehranstalten, die
Volksschnllehrer werden wollen, vorgesehen werde»,
wenigstens für die 3 letzten Jahre . Das würden also
3 Jahrgärige sein, die ebenso viel Schüler umfassen
müßten wie die drei oberen Klassen der alten Semi
nare. Es wären also Beihilfen bereitzustellen wie für
6 Klassen der beiden evangelischen und für 3 Klassen
des katholischen Seminars,

d. h. 6 mal 4200 c// — 25 200 M
3 mal 2800 „ - 8 400 „

Zusammen 33 600 cF
Die gesamten Beihilfen müßten also betragen im

! 2. Falle : 117 500 .//
> und 33 600 „

- 151100 cF
im 3. Falle : 75 000 --// 78 500 „

und 33 600 „
iusges. bis 112100 /̂/

Diese Berechnungen beruhen nur auf freilich mög
! lichst sorgfältigen Schätzungen und sind als solche zu be-! wertere.

Nach der Denkschrift bietet sich als Ausweg aus al-! leu Schwierigkeiten kaum etwas anderes, als den Versuch
^ zu machen, mit Preußen ein Abkommen dahin zu treffen,
' daß es die Ausbildung unserer Volksschnllehrer mit über-
- nimmt. Übergangsmaßnahmen, gegen die irr allen Eirr-! gaben sowohl der evangel. als auch kath. Lehrervereine
^ Bedenken erhoben werden, werden auch in der Denk-! schrift als „nicht unbedenkliche Not- und Übergangsmaß-
i nahmen gekennzeichnet, da fast alle deutschen Länder zur

hochschulmäßigen Form der Lehrerbildung übergegangen
^ sind oder übergehen werden".
^ Nachdem die Denkschrift im Ausschüsse— auch imi Beisein von Regierungsvertretern — einer gründlichen
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Besprechung unterzogen worden war , wurden mehrere
Anträge gestellt.

Die Meinung im Ausschüsse über die Reform der
Lehrerbildung war geteilt.

Eine Minderheit des Ausschusses, die Abgeordneten
Frerichs, Lahmann, Meyer (Old.) vertreten die Auffas¬
sung, daß der Art. l43 Abs. 2 der Reichsverfassung für
die zukünftige Regelung der Lehrerbildung in Oldenburg
grundlegend sein muß. Sie teilt ferner die Auffassung
namhafter Wissenschaftler, daß die Frage, was unter
höherer Bildung zu verstehen sei, am leichtesten zu be¬
antworten sei, wenn man die Berufsgliederung zu Hilfe
nimmt und die Bildung derjenigen Bernfsgrnppen ins
Auge faßt, die der Sprachgebrauch im Gegensatz zu den
niederen und mittleren als die höheren bezeichnet. Solche
Berufe sind die des Richters, des „höheren" Verwaltungs¬
beamten, des Arztes, des Geistlichen, des Hochschullehrers,
des Oberlehrers. Ihnen reihen sich aus dem Wirtschafts¬
leben an die Besitzer oder Leiter von landwirtschaftlichen,
geiverblichen oder kaufmännischenBetrieben, die oberen
Betriebsbeamten wie Chemiker, Ingenieure , Baumeister.
Das alles sind nur Beispiele. Sie sind jedoch den ver¬
schiedensten Lebenskreisen entnommen und dürfen daher
wohl die vollständige Aufzählung ersetzen. Fragt man
nun, welche Bildung für die Angehörigen dieser Berufe
als erforderlich betrachtet wird, so zeigt sich übereinstim¬
mend, daß sie die wissenschaftliche Ausbildung für ihren
Beruf auf einer Hochschule erlangen und daß sie, um zu
einer solchen zugelassen zu werden, vorher eine höhere
Schule besucht und die Reifeprüfung an einer solchen ab¬
gelegt haben müssen. Einige, die übliche Straße vermei¬
dende Pfade zu den Höhen der Bildung gibt es heute,
wird und soll es stets geben, im Wirtschaftsleben, im
Reiche der Kunst, für Kanfleute, Gewerbetreibende, für
Künstler und Techniker. Aber hier gilt es, den geord¬
neten Bildnngsweg festznstellen, auf dem diejenigen
pveckentsprechend gefördert und sicher ans Ziel geführt
werden, die für den von ihnen gewählten Beruf ein ge¬
wisses Dnrchschnittsmaß von Neigung und Befähigung
milbringen. Dieser Weg der höheren Bildung aber führt
allgemein durch die höhere Schule und die Hochschule."

Entsprechend dieser Auffassung stellt diese Minderheit
den

A ntrag  N r. t :
Der Landtag wolle beschließen, die Regierung zu

ersuchen, baldigst den Entwurf eines Gesetzes zur
Reuregelnng der Lehrerbildung vvrznlegen, mit
dem Ziele, daß:
>. die Polksschullehrer (-lehrerinuen) ihre Allge¬

meinbildung ans einer der anerkannten höheren
Schulen, die bis zur Erlangung des Reifezeug¬
nisses besucht werden muß, erwerben.

2. die wissenschaftliche Ausbildung auf der Uni¬
versität und die berufspraktische Ausbildung
auf Pädagogischen Instituten , die mit der Uni¬
versität verbunden sind, erfolgt.

Im Falle der Ablehnung stellt dieselbe Minderheit den
A n t r a g N r. 2 :

Der Landtag »volle beschließen, die Regierung zu
ersuchen, baldigst den Entwurf eines Gesetzes zur
Neuregelung der Lehrerbildung vorzulegen mit
dem Ziele, daß:
l . die Volksschnllchrer (-lehrerinuen) ihre Allge¬

meinbildung auf einer der anerkannten höheren
Schule»», die bis zur Erlangung des Reifezeug¬
nisses besucht werden muß, erwerben;

2. die wissenschaftliche und fachliche Ausbildung
auf eine pädag. Akademie außerhalb Olden¬
burgs erfolgt, wobei die Freizügigkeit der Stu¬
dierenden gewahrt werden muß;

3. Falls vorübergehend Lehrerinangel eintreten
sollte, diesen Bedarf mit auswärtigen Kräften
zu decke»».

Eine andere Minderheit, die Abgeordneten Albers
und Wittje, geht davon aus , daß entsprechend der bisher
eingeleiteten Nenregelnng der Lehrerbildung anch künftig¬
hin unter alle»» Umständen von den» Grnndsatz anszu-
gehen ist, daß das Reifezeugnis einer höheren Lehranstalt
als Voraussetzung für die praktisch-pädagogische Aus¬
bildung der Lehrer zu gelten hat. Hinsichtlich der weitern
Ausbildung der Lehrer ist dieser Teil des Ausschusses der
Meinung, daß in» Hinblick aus die vielfach noch ungeklär¬
ten Verhältnisse es richtig ist, die Praktisch-Pädagogische
Ausbildung der oldenburgischen Lehrer in möglichster An
lehnung an das Vorgehen anderer Länder zu regeln.

Diese Minderheit stellt den
Antrag Nr . 3 :

I. Die Denkschrift des Staatsministeriums durch
Kenntnisnahme für erledigt zu erkläre»».

II. Die Regierung zu ersuchen, die Neugestaltung
der Lehrerbildung unter Berücksichtigung fol¬
gender Gesichtspunkte vorznnehmen:
1. Die künftigen Lehrer müssen vor der prak¬

tisch-pädagogischen Ausbildung eine höhere
Lehranstalt mit Erfolg besucht haben;

2. Die Regelung der Praktisch-Pädagogischen
Ausbildung hat in» Sinne des Art . 143,
Abs. 2 der Reichsverfassungund in mög¬
lichster Anlehnung an entsprechende Maß¬
nahmen anderer Länder zu erfolgen.

3. Gegen die etwa auftretende Gefahr eines
vorübergehendenLehrermangels sind recht¬
zeitig Maßnahmen einznleiten.

4. Auf Bodenständigkeit der Lehrer ist nach
wie vor Wert zu legen.

Die Mehrheit des Ausschusses, die Abgeordneten
Bortfeldt, Dannemann , Dohm, Fröhle, Hartong, Heid-
kamp, Saute und Weyand ist der Ansicht, daß in Anbe¬
tracht der gegenwärtigen Verhältnisse eine durchgreifende

i Reform der Lehrerbildung noch nicht erfolgen kann, be¬
sonders wurde auf die überaus mißlichen Finanzverhält¬
nisse Hingelviesen. Auch wurde hervorgehoben, daß in den
anderen Ländern Deutschlands die zukünftige Gestaltung
der Lehrerbildung noch wenig geklärt sei, bezw. noch keine
Erfahrungen darüber vorliegen. Es erscheine ratsam, zu¬
nächst die weitere Entwicklung in den übrigen Ländern,
i» erster Linie Preuße»», abzuwarten, um an Hand der
dort gemachten Erfahrungen die einschlägigen Fragen zu

l beordneu. Es wurde betont, daß eine Ausbildung der
Lehrcranwärter auf der Universität eine erhebliche finan¬
zielle Mehrbelastung für die betreffende»» selbst, bezw. die
Erziehungsberechtigten, sowie für de»» Staat verursachen
würde. Auch iu der Denkschrift wurde diese Befürchtung
von der Regierung geteilt. Anch sei zu befürchte»», daß
der Nachwuchs an Lehrer»» gefährdet sei, da die Neigung

j der auf der Universität Studierenden, den Lehrerberuf zu
> ergreife»», in erhebliche»»» Maße schwinden könnte. Eben-
: falls würde die Beschaffung vor» Lehrkräften für die

ländliche»» Orte bedeutend schwieriger »verden. Ferner
- wurde geänßert, daß bei den Lehrern, die ihre Ausbildung
^ ans der Universität erhalten hätten, ein Strebe»» »»ach hö-
! herer Besoldung sich bemerkbar machen würde, so daß sich

starke finanzielle Belastungen für den Staat wie für die
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Gemeinden ergeben müßten , die von diesen nicht getragen
werden könnten.

Es erscheine jedoch andererseits notwendig , für einen
rechtzeitigen Nachwuchs bodenständiger Lehrer Sorge zn
tragen , deren Ausbildung möglichst der in Preußen an¬
zugleichen sei. Aus diesen Erwägungen heraus stellt die
Mehrheit den

Antrag  Nr . 4 :
Der Landtag wolle die Anlage 13 durch Kennt-

uisnahme für erledigt erklären mit der Maßgabe,
daß die Regierung ersucht wird:
1. alles zu tuu , um bei der Neugestaltung der

Lehrerbildung die Bodenständigkeit der zukünf¬
tigen Oldenburger Volksschullehrer sicherzustel¬
len;

2. Maßnahmen zu treffen , die geeignet sind, be¬
reits zu Ostern 1924 den Ersatz an bodenstän¬
digen Volksschullehrern zu sichern;

Namens des
Der Beri

Lahn

3. die endgültige Neugestaltung der Lehrerbildung
möglichst der Preußischen anzngleichen.

Ein Teil dieser Mehrheit , die Abgeordneten Fröhle,
Heidkamp, Saute hält nach wie vor den früher wiederholt
betonten Standpunkt der Zentrumspartei bezüglich des Ab¬
baus der Seminare aufrecht. Da aber gegenwärtig keine
Möglichkeit besteht, den früheren Landtagsbeschluß rück¬
gängig zu machen, stimmt dieser Teil dem Anträge 4 zu.
Er geht dabei von der Voraussetzung aus , daß mit Rück¬
sicht auf den ungünstigen Stand der Staats - und Ge¬
meindefinanzen durch die Neuregelung der Lehrerbildung
eine über das gegenwärtige Maß hinausgehende Belastung
nicht eintritt.

Ter Ausschuß insgesamt stellt den
A n trag  N r . 5 :

Der Landtag wolle die Anlage 13 durch Kennt¬
nisnahme sowie die im Bericht genannten Ein¬
gaben für erledigt erklären.

Ausschusses II.

a n n.

Anlage 75.
Bericht

des AusschussesI zu dem Entwurf eines Gesetzes, betreffend Abänderung des Volksschullehrerdiensteinkommeus-
gesetzes für den Freistaat Oldenburg vom 12. Juli 1921. 1. Lesung.

(Anlage 14.)

Der Landtag hatte in seiner vorletzten ordentlichen
Tagung eine Eingabe des Oldenburgischen Hilfsschulleh¬
rerverbandes um Vergütung der widerruflich angeftellten
Hilfsschullehrer nach Gruppe 2 des V.D .G . und um Auf¬
stieg nach Besoldungsgruppe X des B .D .G . der Regie¬
rung zur Prüfung überwiesen.

Das Ergebnis dieser Prüfung ist der vorliegende Ge¬
setzentwurf.

Art . 1 kommt den Wünschen der Hilfsschullehrer in¬
sofern entgegen, als die widerruflich angeftellten Hilfs¬
schullehrer voni 1. 4. 1925 an nach den Sätzen der
Gruppe 2 des V.D .G. ihre Vergütung erhalten , wenn sie
die Prüfung für Lehrer an Hilfsschulen abgelegt haben
und an Hilfsschulen vollbeschäftigt find. Durch diese Maß¬
nahme soll erreicht werden , daß sich eine hinreichende Zahl
von Lehrern für die Tätigkeit an den Hilfsschulen vor¬
bereiten und zur Verfügung stellen.

Die Frage , ob den Hilssschullehreru die Aufstiegs¬
möglichkeit nach Besoldungsgruppe X gegeben werden
kann , wurde mit dem Regierungsvertreter wiederum
ausführlich erörtert . Im Ausschuß wurde die Meinung
vertreten , daß die höhere Eingangsgruppe auch den Auf¬
stieg in eine höhere Endgruppe als notwendige Folgerung
nach sich ziehen müsse. Zudem setze die Hilfsschularbeit
die Ablegung einer besonderen Prüfung voraus , die mit
den Priifungen der Lehrer an Mittelschulen zu vergleichen
sei. Wenn nun diese die Besoldungsgruppen VHI —X
durchlaufen , so müßten die Hilfsschullehrer billigerweise
ihnen gleichgestellt werden . Auch erfordere die Tätigkeit
eines Hilfsschullehrers 'ein erhöhtes Maß Pädagogischer

Anlagen. 4. Landtag des Freistaats Oldenburg, 1. Versann

Fähigkeiten und Kenntnisse , sowie größere Anstrengun¬
gen beim Unterrichte.

Die Regierung erklärte demgegenüber , daß erstlich
die Hilfsschullehrer die Einführung der Prüfling selber
verlangt hätten , für die Tätigkeit an Hilfsschulen sei sic
zwar erwünscht, aber nicht vorgeschriebcn. Die Eingrup-
Pierung in Gruppe 2 des V.D .G . sei lediglich erfolgt , um
einen Anreiz zu dieser Laufbahn zu bieten, keineswegs
solle sie eine Anerkennung der Hilfsschule als einer von
der Volksschule verschiedenen Schulart bedeuten. Nach
dem Schulgesetze seien die Hilfsschulen vielmehr Volks¬
schulen für eine bestimmte Kategorie von Kindern , für
die mit Rücksicht auf ihre intellektuelle Schwäche ein ge¬
sonderter Unterricht erforderlich sei, sie bildeten eine Er¬
weiterung und Ergänzung der Volksschule nach unten hin,
ebenso wie die Förder - und Erweiterungsklassen nach oben
hin . Ein Aufsteigen der Hilfsschulleiter nach Gruppe X
des B .D .G. würde weitgehende Folgerungen haben für
die Lehrer au solchen Förderklassen, sowie auch für die
Leiter großer Systeme , mit denen solche Förderklassen
verbunden sind. Das würde eine Sprengung des gesam¬
ten V.D .G. bedeuten.

Mit den Mittelschul - und Taubstummenlehrern
könnten die Hilfsschullehrer deshalb nicht auf eine Stufe
gestellt werden , weil jene Schulen besondere Schularten
darstellen , die mit der Volksschule in keinem Zusammen¬
hänge ständen.

Auf die Frage , welche Stellung die Hilfsschullehrer
iu deu übrigen Ländern einnähmen , wurde geantwortet,
daß sie fast überall ungünstiger gestellt seien als in Olden-

ung. 3
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bürg. In den meisten Ländern wäre die Gruppe VII des
B.D.G. mich für sie die Eingangsgruppe; in Preußen
kämen sogar die Leiter  der Hilfsschulen nur dann nach
Gruppe IX, wenn es sich nur mindestens vierklafsige
Schulen handle. Lübeck und Bremen hätten eine ge-
»r einsa  m e Heil- und Unterrichtsanstalt für alle kör¬
perlich oder geistig defekten Kinder eingerichtet; aber auch
Lübeck habe für die Lehrer dieser Anstalten keine höhere
Besoldung. Einzig und allein Bremen, das seine Lehrer
in das allgemeine Beamtendiensteinkommensgesetz einge¬
reiht habe, gewähre den Lehrern dieser Anstalt eine höhere
Besoldung.

Ergänzend erwähnte der Negierungsvertreter noch,
daß die Behauptung in der Eingabe der Hilfsschullehrer
voin 20. 2. 25, es dürfe immer nur ein Drittel der

Hilfsschull'ehrer in Gruppe 3 fein, nicht zntreffe; eine der¬
artige Bestimmung existiere nicht.

Der Ausschuß war zwar der Meinung, daß für eine
künftige Umgestaltung des Schulgesetzes die Frage einer
Höherstufung der Hilfsfchullehrer nicht aus dem Auge ge¬
lassen werden diirfe, konnte sich aber für die Gegenwart
den Darlegungen der Staatsregiernng nicht verschließen.

Er stellt den
An tra gN r. 1 :

Annahme der Regierungsvorlage.
Der Ausschuß stellt ferner den

AntragNr . 2 :
Die beiden Eingaben des Hilfsschullehrerverbandes
durch den Antrag 1 für erledigt zu erklären.

Namens des Ausschusses I.
Der Berichterstatter:

I)r. Kohne n.

Anlage 76.
Bericht

des AusschussesI zu dem Entwurf eines Gesetzes, betreffend Abänderung des Volksschullehrerdiensteinkommeus-
gesetzes für den Freistaat Oldenburg vom 12. Juli 1921. 2. Lesung.

(Anlage 14.)

Anträge zur 2. Lesung sind nicht eingegangen.
Der Ausschuß stellt den

Antrag:
Annahme des Gesetzentwurfes, wie er aus der

1. Lesung hervorgegangen ist und im ganzen.

Namens des Ausschusses I.
Der Berichterstatter:

vr . Kohnen.

Anlage 77.
Bericht

des Ausschusses II über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur Änderung des Gesetzes
vom 15. August 1882, betreffend den Forstdiebstahl und die Forst- und Feldpolizei. 1. Lesung.

(Anlage 15.)

Die Staatsregiernng hat bereits in der letzten Ver¬
sammlung des 3. Landtages einen Entwurf zur Ände¬
rung des Gesetzes vorgelegt, der die in Art. 1 des Ent¬
wurfs vorgesehenen Änderungen enthielt, vom Landtage
aber nicht mehr verabschiedet ist. Einer damaligen An¬
regung aus dem Ausschuß folgend, sind die in den Art. 2
bis 9 aufgcführten Bestimmungen neu ausgenommen.

Veranlassung zur Vorlegung des Entwurfs hat nach
der Erklärung des Regiernngsbevollmächtigten hauptsächlich
das verheerende Auftreten der Tipulalarve gegeben, ferner
aber auch das Fehlen gesetzlicher Bestimmungen, die es
der Regierung ermöglichen, im Wege der Polizciverord-
nnng heimische Tiere und Pflanzen, für welche die Gefahr

der Ausrottung besteht, zwecks ihrer Erhaltung unter be¬
sonderen Schutz zu stellen.

Die ungeheuren Schäden, die in den letzten beiden
Jahren durch den Fraß der Tipulalarve entstanden sind,
erfordern dringend, daß alle Maßnahmen ' getroffen wer¬
den, die zur Bekämpfung geeignet sind. Die Erfahrung
hat gelehrt, daß die Stare große Mengen der Tipulalarve
vertilgen und die Vermehrung der Nistgelegenheit bisher
als das beste Abwehrmittel gegen die Tipulaplage gilt.
In mehreren Gemeinden sind daher Anordnungen zur
Anbringung von Nistkästen erlassen; es ist aber, wie auch
in der Begründung angegeben, zweifelhaft, ob auf der
Grundlage der geltenden gesetzlichen Bestimmungen der-
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artige Anordnungeil erlassen werden können, zumal
durch eine solche Anordnung nicht nur die Geschädigten,
sondern auch Personen , die nicht geschädigt sind, betroffen
werden . Durch die vorgesehene Änderung soll einwand¬
frei festgcstellt werden , daß die Möglichkeit des Erlasses
solcher Anordnungen gegeben ist. Daß außer der Ver¬
pflichtung zur Anlegung voll Nistkästen auch sonstige An¬
ordnungen , z. B . die Verpflichtung zum Ausstreuen von
Gift zur Vernichtung schädlicher Tiere , erlassen werden
können, ist nach der Fassung des Art . 1 selbstverständlich.

Der Ausschuß stellt den
Antrag Nr . 1:

Annahme des Artikels 1 mit der Änderung , daß !
in Abs. 3, Zeile 6, hinter „Rücksicht" eingefügt
wird „darauf ".

Der Artikel 2 des Entwurfs führt insofern eine Än¬
derung herbei, als auch bei Übertritt von Federvieh auf
fremde Grundstücke in allen Fällen Ersatzgeld gefordert
werden . Nach den jetzt geltenden Bestimmungen kann
Ersatzgeld nur bei Übertritt von Weidetieren gefordert
werden , bei Übertritt von Federvieh also nur dann , wenn
es geweidet wird . Diese Voraussetzung trifft bei Feder¬
vieh, das iil der Regel in Stallungen oder Wohnhäusern
gehalten wird oder auf dem Hofraum frei herumläuft,
in den seltensten Fällen zu.

Es mag dahingestellt sein, ob der Gesetzgeber eine
solche Auslegung des Gesetzes gewollt hat ; Tatsache ist
aber , daß eine Entscheidung des Verwaltuugsgerichts
Lübeck in diesem Sinne vorliegt , die vom Oberverwal-
tungsnericbt bestätigt ist.

Bereits im Jahre 1911 hat der Landtag einen selb¬
ständigen Antrag des Abgeordneten v. Levetzow angiwom-
men . in dem die im vorliegenden Entwurf vorgesehene
Änderung gefordert wurde . Der Entwurf weickit insofern
von dem damaligen Beschlüsse des Landtages ab , als die
Bestimmung des 65, Absatz 4, wonach bei Übertritt von
Federvieh auf verscbiedene fremde Grundstücke das Ersatz¬
geld nur einmal aefordert werden kann und an die Be-
teiliaten anteilmäßig verteilt werden mutz, beliebe" bleibt,
während nach dem damaligen Landtagsbeschlusse bei
Übertritt von Federvieh diese Bestimmung keine Anwen¬
dung finden sollte.

Namens des
Der Beri

Dann

Der Ausschuß stimmt der Staatsregierung darin zu,
daß es nicht erwünscht sein kann , bei Übertritt von Feder¬
vieh Bestimmungen zu erlassen, die von der allgemeinen
Regelung abweichcn und zieht deshalb die von der Regie¬
rung vorgesehene Beordnung der Anregung des dama¬
ligen Landtages vor.

Die in Art . 3 vorgesehene Erhöhung des Ersatzgcldes
ist mit Rücksicht auf die Geldentwertung erforderlich. Die
übrigen Änderungen in den Artikeln 4 bis 9 entsprechen
den Anregungen , die aus den Interessentenkreisen mehr¬
fach gegeben find und durchaus erwünscht erscheinen.

Der Ausschuß stellt den
Antrag Nr . 2 :

Annahme der Artikel 2 bis 9 des Entwurfs.
Im Ausschuß wurde daun noch, auch in Gegenwart

des Regierungsvertretcrs , über die zu ergreifenden Maß¬
nahmen zur Bekämpfung der Tipulaschäden verhandelt.
Es steht fest, daß in manchen Bezirken des Landesteils
Oldenburg die Schädigungen durch den Fraß der Tipula-
larve einen solchen Umfang angenommen haben , daß die
Existenz vieler Betriebsinhober ernstlich gefährdet ist. Es
muß eine der wichtigsten Aufgaben der Staatsregierung
in nächster Zeit sein, mit allen Mitteln zu versuchen, der
verheerenden Tipulaplagc Herr zu werden und die in
ihrer Existenz bedrohten Landwirte *Svor dem Ruin zu
scbühen. Vor allem sind Erkundigungen darüber einzu-
ziehen, welche Erfolge in der Bekämpfung der Tipulaplage
durch Streuen von Gift erzielt sind und ob durch das
Giftstreuen in anderer Hinsicht nachteilige Folaen einge¬
treten sind. Ergibt die Untersuchung .' daß tatsächlich' wirk¬
same Mittel zur Bekämpfung erfunden sind, deren Ver¬
wendung ohne sonstige erbebliche Nachteile erfolaen kann,
dann wird es Ausgabe der Regierung sein, auf Grund des
Artikels 1 des zur Beratung stehenden Gesetzentwurfs
rechtzeitig die erforderlichen Anordnungen zu treffen.

Der Ausschuß stellt aus diesen Gründen den
AntragNr.  3 :

Die Staatsreaierung wird ersucht, unverzüglich
Erhebungen darüber anznstellcn , welche Erfahrun¬
gen in der Bekämpfung der '-Tipula aemacbt sind
und gegebenenfalls die erforderlichen Maßnahmen

> zur Verhütung weiterer SchMe'n zu treffen.

Ausschusses II.

m a u n.

Anlage 78.
Bericht

des Ausschusses II über den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg zur Abänderung des Gesetzes
vom 15. August 1882, betreffend den Forstdiebstahl und die Forst- und Feldftolizei. 2. Lesung.

(Anlage 15.)

Zur 2. Lesung sind Anträge nicht gestellt.
Der Ausschuß stellt den

Antrag:
Annahme des Gesetzentwurfs , wie er aus der

1. Lesung hervorgegangen ist und im ganzen.
Namens des Ausschusses II.

Der Berichterstatter:
Danneman n.

3*
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Anlage 79.
Bericht

des AusschussesI über die gemäß tz 89 der Verfassung für den Freistaat Oldenburg vorzulegenden Bücher
und Rechnungen der Zentralkasse, der Landeskasse, sowie der zugehörigen Nebenkassen für das Jahr 1923/24.

(Anlage 17 .)

Ter Ausschuß beauftragte mit der Prüfung der
Bücher die Abgeordneten Themanu , Mählenhoff und H.
Fick.

Die Regierung weift darauf hin , weil die gesamten
Abrechnungen der Kassen auf „Papiermark " lauten , ist
von der Vorlegung der Ergebnisse der Kassen mit Einzel-
begründungen , wie es in den Vorjahren üblich war , ab¬
gesehen.

Zn bemerken ist folgendes:

1, Z c n t r a l k a s s e:
Die Kapitalbestände des Freistaats Oldenburg be¬

trugen zu Ende des Rechnungsjahres
1922 . '. . . 4 019 514,26 c//
Davon waren der Landeskasse des
Landesteils Oldenburg Abt . und
>1 und der Gemeinde Birkenfeld
Ende des Jahres 1922 dargeliehcn . 3 839 414,53 „

Der verbleibende Rest von . . . 180 099,73 ^1/
war bei der oldenbnrgischen Landesbank ans Konto¬
korrent verzinslich belegt.

Ferner wird bemerkt , daß die der Zentralkasse auf
tztz I I und 12 des Witwcnkassengesetzcs vom 27 . De¬
zember 1905 begleichende Kapitalentschädignng und
zwar das ungeschmälerte jzn erhaltende Kapital be¬
trägt 91 538,15 -//.

Diese Bestände sind infolge der Inflation gegen¬
standslos geworden.

2 . Landeskasse Abt. -V (Allgemeiner Fonds ) be¬
trägt:

die Einnahme 4 923 428 383 938 471051,79 c//
die Ausgaben 3 723 428 379 713 652 892,59 „

Demnach Kassenbest . : 1 200 000 004 224 818 159,20 c//
Übertragen mit 1 200 000, — „
ans das Fahr 1925 (Kasscnbestand :)
nnd mit . 4 224 818 159,20 R .M.
ans verschiedene Vorschüsse 1923 (Ausgleichsfonds ) .

Zn bemerken ist, daß die der Landeskasse auf Grund
der tzH 11 und 12 des Witwenkassengesetzes vom 27 . De¬
zember 1905 begleichende Kapitalentschädignng beträgt:
1. das ungeschmälerte zu erhaltende

Kapital . 3 897 126,01 c//
2 . das zu lausenden Staatsausgaben

zu verwendende Kapital . . . . 575 249,50 „
Von diesem Kapital sind für die
Landeskasse vereinnahmt in den
Jahren 1906 bis 1922 ein¬
schließlich . . . 454 447,16 „
im Jahre 1923 (tz 55 ) . . . 11505, — ,,

Zusamme n 465 952,16 ,4/
Die verbleibenden 109 297,34 -.//

werden der Landeskasse in den Jahren 1924 bis
1936 überwiesen.

3 . Landeskasse Abt.  11 (Landesbanfonds ) beträgt:
die wirklichen Einnahinen . . . 5 012 364 573,94 --//
die wirklichen Ausgaben . . . 6 633 793 673,08 „

Demnach Vorschuß 1 621 429 099,09
Übertragen auf verschiedene Vorschüsse 1923 (Aus¬

gleichsfonds ).

Die Prüfung der Bücher ist durch Stichproben erfolgt.

Die Bücher sind ordnungsgemäß geführt nnd stellt der

Der Landtag wolle , soweit noch erforderlich , zu
den Überschreitungen
n) der Zentralkasse,
6) der Landeskasse Abt . (Allgemeiner Fonds ) ,
e) der Landeskasse Abt . L (Landesbanfonds ) ,
seine Zustimmung erteilen.

Namens des Ausschusses l.
Die Berichterstatter:

H. Fick . Ni ä h l e n h o f f. The m a n n.

Anlage 80.
Bericht

des Ausschusses III zur Anlage 18.

Rach der Anlage selbst, wie auch bei einer Ein - ! vollen Gelände nach Ansicht des Ausschusses unrentabel
schätznng der Wohnungen nach Fricdensmietc ist die Aus - ! und nicht zu verantworten.
führnng von Wohnungen , namentlich auf einem solch wert - I Vom Ausschuß wird angeregt , das Grundstück ans


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

